
Stand: 09.02.2026 05:54:38

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/15334

"Nulltoleranz für den Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt - keine Gentechnik auf Bayerns

Fluren durch die unzureichende Novellierung des Gentechnikgesetzes!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/15334 vom 08.02.2017

2. Plenarprotokoll Nr. 95 vom 09.02.2017

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/16046 des UV vom 15.03.2017

4. Beschluss des Plenums 17/16254 vom 29.03.2017

5. Plenarprotokoll Nr. 100 vom 29.03.2017



 

17. Wahlperiode 08.02.2017 Drucksache 17/15334 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Horst Arnold, Florian 
von Brunn, Ruth Müller, Herbert Woerlein, Inge Aures, Volkmar 
Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Dr. Simone 
Strohmayr, Margit Wild, Kathi Petersen, Susann Biedefeld und 
Fraktion (SPD) 

Nulltoleranz für den Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt – 
keine Gentechnik auf Bayerns Fluren durch die unzureichende 
Novellierung des Gentechnikgesetzes! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, auf Bundesebene darauf hin-
zuwirken, dass es im Zuge der Novellierung des Gentechnikgesetzes 
zu keiner Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen 
kommt, auch wenn diese mittels neuer Züchtungstechniken wie 
CRISPR/Cas9 erzeugt worden sind.  

Weiterhin wird die Staatsregierung aufgefordert, dem Ausschuss für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten darzulegen, aus welchem 
Grund sie die Zuständigkeit des Bundes hinsichtlich des Verbots des 
Anbaus gentechnisch veränderter Pflanzen als einziges Bundesland 
weitestgehend abgelehnt hat und wie sie ferner den aktuellen Vor-
schlag der komplizierten und höchst umstrittenen Abstimmungsrege-
lung mit sechs Bundesministerien beurteilt.  

 

 

Begründung: 

Der am 2. November 2016 im Bundeskabinett eingebrachte „Entwurf 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gentechnikgesetzes“ birgt 
die Gefahr, dass gentechnisch veränderte Organismen, welche mittels 
neuer Züchtungstechniken wie CRISPR/Cas9 erzeugt wurden, noch 
vor einer Klarstellung seitens der EU Kommission hinsichtlich der 
rechtlichen Bewertung dieses Verfahrens zugelassen werden. Diese 
Vorgehensweise widerspricht eindeutig dem Vorsorgeprinzip. Zum 
Schutz der bayerischen Landwirtschaft darf keinesfalls eine Zulas-
sung gentechnisch veränderter Organismen erfolgen. Folglich muss 
eine Streichung der Passage zu den umstrittenen neuen Züchtungs-
techniken erfolgen, so lange auf EU-Ebene keine gentechnikrechtliche 
Einstufung erfolgt ist.  

Die geplante Vorgehensweise für das künftige Aktivwerden des Bun-
des hinsichtlich eines Anbauverbots von gentechnische veränderten 
Organismen (GVO) ist höchst komplex. So muss ein Einvernehmen 
zwischen sechs Bundesministerien hergestellt werden. Dies ist zeit-
aufwendig und konfliktträchtig. Besonders die Einbeziehung des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung ist keineswegs nachvoll-
ziehbar, da der Forschungsbereich ausgeklammert wurde. 



namentlichen Abstimmung. Die Urnen stehen bereit. 
Es stehen fünf Minuten zur Verfügung. 

– Noch eine Minute!

(Namentliche Abstimmung von 15.35 bis 
15.40 Uhr)

Die Abstimmung ist beendet. Wir zählen außerhalb 
des Plenarsaals aus. Darf ich noch einen Moment um 
Aufmerksamkeit bitten? Setzen Sie sich bitte wieder 
hin. Wir sind noch nicht ganz fertig. Bitte nehmen Sie 
wieder Platz. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/15328 mit 17/15335 sowie 17/15349 mit 
17/15355 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen. 

Nun gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Bause, Hartmann, Mistol und anderer und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Innen- vor 
Außenentwicklung – Keine Aufweichung im Baupla-
nungsrecht", Drucksache 17/15324, bekannt: Mit Ja 
haben 54 gestimmt, mit Nein 101. Stimmenthaltungen 

gab es keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag ab-
gelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich unterbreche jetzt kurz die Sitzung, bis das Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung vorliegt.

(Unterbrechung von 15.41 bis 15.42 Uhr)

Wir nehmen die Sitzung wieder auf. Ich gebe das Er-
gebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlich-
keitsantrag der Abgeordneten Rinderspacher, Lotte, 
Arnold und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Soziales Mietrecht endlich umsetzen!", Drucksa-
che 17/15326, bekannt: Mit Ja haben 51 gestimmt, 
mit Nein haben 97 gestimmt; eine Stimmenthaltung. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Wir sind am Ende der Sitzung angelangt. Ich schließe 
die Sitzung und wünsche noch einen guten Heimweg.

(Schluss: 15.43 Uhr)
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und 
Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Horst Arnold, 
Florian von Brunn u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/15334 

Nulltoleranz für den Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Schmidt - keine Gentechnik auf Bayerns Fluren 
durch die unzureichende Novellierung des Gen-
technikgesetzes! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Herbert Woerlein 
Mitberichterstatterin: Tanja Schorer-Dremel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Umwelt und Verbraucherschutz fe-
derführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen und der Ausschuss für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten haben 
den Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 64. Sitzung am 
16. Februar 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 55. Sitzung 
am 7. März 2017 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 56. Sitzung am 15. März 2017 mitbera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Horst Arnold, Florian von Brunn, Ruth Müller, Herbert Woerlein, 
Inge Aures, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Kathi Petersen, 
Susann Biedefeld und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/15334, 17/16046 

Nulltoleranz für den Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt – 
keine Gentechnik auf Bayerns Fluren durch die unzureichende 
Novellierung des Gentechnikgesetzes! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter den Nummern 2 und 3 aufgeführten Subsidiarität-

sangelegenheiten, Bundesratsdrucksachen 186/17 und 187/17 betreffend die gemein-

samen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt bzw. deren Neufassung, beraten 

und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiaritäts-

bedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den 

Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die Drucksachen 17/16087 und 

17/16088 sowie die Beschlussempfehlungen auf den Drucksachen 17/16128 und 

17/16129. Die Beratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die 

Beschlussempfehlung und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu ist in der 

aufgelegten Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. Ich bitte, 

Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.
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